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Seite

19.
19. IV. 18 
IX  Z R 230/15

20.
26. IV. 18 
IX  ZR  238/17

a) Tritt ein Sicherungsnehmer eine zur Sicherung bestellte 
Grundschuld im Rahmen einer Umschuldung an einen neuen 
Sicherungsnehmer ab, kann der Verwalter im Insolvenzver­
fahren über das Vermögen des Sicherungsgebers die Grund­
schuld auch dann nicht gegenüber dem neuen Sicherungsneh­
mer kondizieren, wenn der Schuldner sich mit der Abtretung 
einverstanden erklärt hat.
b) Der Schuldner kann sich im Eröffnungsverfahren auch 
nach Anordnung eines Zustimmungsvorbehaltcs im Wege 
eines Sicherungsvertrages wirksam verpflichten, eine Grund­
schuld zur Absicherung eines Darlehensrückzahlungsanspru­
ches zu stellen.
c) Verliert der Schuldner durch die Auszahlung eines Dar­
lehens die Einrede der fehlenden Valutierung einer Grund­
schuld, liegt darin keine Verfügung des Schuldners, sondern 
nur ein sonstiger Rechtserwerb des Gläubigers.
d) Erweitert der Schuldner nach Eintritt der Verfügungs­
beschränkungen den bisherigen Haftungsumfang einer 
Grundschuld durch eine neue oder geänderte Sicherungsver- 
einbarung und ermöglicht so eine Ncuvalutierung oder eine 
weitergehende Valutierung der Grundschuld, die nicht durch 
die frühere Sicherungsvereinbarung gedeckt war, liegt eine un­
wirksame Verfügung über einen Gegenstand der Insolvenz­
masse vor.
e) Sind der Abschluss oder die Änderung eines Sicherungs­
vertrags als Verfügung des Schuldners unwirksam, kann sich 
der Gläubiger eines Grundpfandrechts nicht auf einen gut­
gläubigen Erwerb berufen............. .................................................  261

Wird im Insolvenzverfahren über das Vermögen einer Gesell­
schaft Eigenverwaltung angeordnet, haftet der Geschäftsleiter 
den Beteiligten analog §§ 60,61 InsO .............................  ............ 290
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21.
9. V. 18
V IIIZ R  26/17

a) Die mangelbedingte Minderung des Kaufpreises ist vom 
Gesetzgeber als Gestaltungsrecht ausgeformt worden. Mit 
dem Zugang einer wirksam ausgeübten Minderung des Kauf­
preises wird diese Erklärung bindend; der Käufer ist damit 
daran gehindert, hiervon wieder Abstand zu nehmen und 
stattdessen wegen desselben Mangels auf großen Schadenser­
satz überzugehen und unter diesem Gesichtspunkt Rückgän­
gigmachung des Kaufvertrags zu verlangen.
b) Nach der Konzeption des kaufrechtlichen Gewährleis­
tungsrechts ist ein Käufer ferner daran gehindert, unter 
Festhalten an der von ihm nicht mehr zu beseitigenden Ge­
staltungswirkung der Minderung zusätzlich (nebeneinander) 
großen Schadensersatz geltend zu machen und auf diesem 
Wege im Ergebnis nicht nur eine Herabsetzung des Kaufprei­
ses zu erreichen, sondern den -  gegebenenfalls um Gegenfor­
derungen reduzierten -  Kaufpreis insgesamt zurückzufor­
dern. Denn der Käufer hat mit der wirksamen Ausübung der 
Minderung zugleich das ihm vom Gesetzgeber eingeräumte 
Wahlrecht zwischen Festhalten am und Lösen vom Kaufver­
trag »verbraucht«.
c) Aus der Vorschrift des § 325 BG B lässt sich nicht -  auch
nicht im Wege einer analogen Anwendung -  eine Berechti­
gung des Käufers ableiten, von einer wirksam erklärten M in­
derung zu einem Anspruch auf großen Schadensersatz und 
damit auf Rückabwicklung des Kaufvertrags zu wechseln.....  320


